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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Verena Herzog (svp, TG) wollte in einer Motion den Bundesrat auffordern, die
tatsächlichen Ursachen hinter der Diagnose der Aufmerksamkeits- und
Hyperaktivitätsstörung (ADHS) anzugehen und auf diese Weise die Verschreibung von
methylphenidathaltigen Medikamenten wie Ritalin in der Deutschschweiz und der
Romandie zu reduzieren. Die Diagnosen von ADHS – eine der meistdiagnostizierten
psychischen Störungen bei schulaltrigen Kindern in der Schweiz – sowie die
verschriebenen Arzneimittel hätten während den vergangenen zwanzig Jahren stark
zugenommen, was sie als äusserst beunruhigend empfinde, so die Motionärin. Die
Verkaufszahlen von Methylphenidat hätten sich zwischen 2006 und 2011 auf 340
Kilogramm pro Jahr verdoppelt und würden seither auf diesem Niveau verharren.
Herzog unterstrich, dass es nicht ihre Absicht sei, Ritalin an sich zu diffamieren, da das
Medikament in Einzelfällen, wenn es spezifisch eingesetzt und mit anderen
Massnahmen kombiniert werde, durchaus hilfreich sein könne. Das Problem sei
vielmehr, dass es zu vielen Kindern verschrieben würde, weil diese «den
Erziehungsvorstellungen und Leistungsanforderungen nicht gerecht würden». Dass es
auch ohne dieses Ausmass an Verschreibungen gehe, zeige der Kanton Tessin. Dort
werde Ritalin fünfmal weniger ärztlich verschrieben als in der restlichen Schweiz, was
dem Kinderarzt Andreas Wechsler zufolge mit dem integrativen Schulsystem und der
südlichen Mentalität zu tun habe. Weiter führte die Motionärin aus, dass es sich bei
ADHS nicht um eine Erkrankung, sondern um «ein Paradebeispiel für eine fabrizierte
Krankheit» handle. So würde ADHS viel zu schnell als genetische Veranlagung
abgestempelt, obwohl psychosoziale Faktoren ebenfalls ermittelt werden sollten.
Zudem sah Herzog eine Gefahr in der Einnahme von Ritalin durch gesunde Kinder und
Jugendliche, die das Medikament zur mentalen Leistungssteigerung verwendeten.
Der Bundesrat äusserte sich negativ gegenüber dem Vorstoss. Zwar teile man die von
der Motionärin definierten Ziele bezüglich der Verbesserung der Begleitmassnahmen
und Arzneimittelreduktion, jedoch sei es sehr schwierig, eine alleinige Ursache für
ADHS zu identifizieren. Vielmehr seien genetische, soziale und kulturelle Faktoren
entscheidend. Daher sei es essentiell, gezielt auf die Bedürfnisse der Betroffenen
einzugehen. Es sei umstritten, «ob ADHS eine Krankheit im eigentlichen Sinne oder
lediglich ein Störungsbild» sei, so der Bundesrat. Alain Berset erklärte sich die Zunahme
an Diagnosen von ADHS und an Verschreibungen von Ritalin teilweise mit der
vermehrten Aufmerksamkeit, die der Störung zukomme. Jedoch sei es wichtig, zu
betonen, dass die Schweiz mit drei bis fünf Prozent der Schulkinder, welche von ADHS
betroffen seien, immer noch unter dem europäischen Durchschnitt liege, welcher sich
zwischen fünf und zehn Prozent befinde. Der Bundesrat war der Meinung, dass alleine
der behandelnde Arzt unter Berücksichtigung der familiären Umstände des betroffenen
Kindes über den Einsatz von Ritalin oder einem gleichartigen Medikament entscheiden
sollte. Zudem habe der Expertenbericht «Leistungssteigernde Medikamente –
Bedeutung, Anwendung und Auswirkungen» gezeigt, dass der schweizerische Umgang
mit der Verschreibung methylphenidathaltiger Arzneimittel mit den internationalen
Empfehlungen Hand in Hand gehe. Folglich sehe der Bundesrat «keinen Anlass, in die
ärztliche Behandlungsfreiheit einzugreifen». Der Bund sei ohnehin nicht befugt, die
Verschreibungspraxis systematisch zu kontrollieren, da die Kontrolle der Ärzteschaft im
Kompetenzbereich der Kantone liege. 
Obwohl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung empfahl, wurde sie von der grossen
Kammer mit 90 zu 81 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. Entscheidend für
dieses Ergebnis waren vor allem die Fraktionen der SVP-, CVP- und der Grünen, die
grossmehrheitlich für den Vorstoss stimmten, sowie vier von der Fraktionsmehrheit
abweichende Stimmen aus der SP- und der FDP-Fraktion. 1

MOTION
DATUM: 11.12.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2017, S. 2053 f.; Bericht «Leistungssteigernde Arzneimittel»
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